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Das Gesetz zur Änderung des Bundesjagdgesetzes und
zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29.
03.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 87), das am 02.04.2026 in
Kraft getreten ist, hat einen veränderten Umgang mit
dem Wolf zum Gegenstand. Zum einen wird der Wolf
als jagdbare Tierart in das Bundesjagdgesetz aufge-
nommen und eine bundeseinheitliche Regelung getrof-
fen, unter welchen Voraussetzungen und Rahmenbe-
dingungen der Wolf bejagt werden darf. Zum anderen
wird die bisherige artenschutzrechtliche Vorschrift des
§ 45a BNatSchG gestrichen, da die jagdrechtliche Neu-
regelung sie ablöst. Um diese Änderungen im nationa-
len Recht vornehmen zu können, waren zuvor auf eu-
ropäischer Ebene die notwendigen Voraussetzungen
im Hinblick auf einen verminderten Schutzstatus des
Wolfs geschaffen worden.

Die Bundesregierung weist in ihrer Begründung
zum Gesetzentwurf darauf hin, dass die zunehmende
Ausbreitung des Wolfs zu einem höheren Konfliktpo-
tenzial, vor allem in Bezug auf die Weidetierhaltung,
führt. Im Jahr 2024 wurden ca. 4.300 Weidetiere getötet
oder verletzt. Für Herdenschutzmaßnahmen wurden
im selben Jahr ungefähr 24,3 Mio. Euro ausgegeben.
Zu dieser Summe kommen noch rund 780.000 Euro
für Ausgleichszahlungen bei Übergriffen auf Nutztiere
hinzu. Die Folgen dieser Übergriffe sind, so die Geset-
zesbegründung, nicht nur eine enorme wirtschaftliche
Belastung der Nutztierhalter; sie sind auch aufgrund
schwerverletzter und getöteter Tiere für die Halter psy-
chisch belastend. Dies führt dazu, dass immer mehr
Landwirte die Weidetierhaltung aufgeben, obwohl die-
se für die Landschaftspflege, die biologische Vielfalt
und den Erhalt seltener Rassen besonders wichtig ist.

Umsetzung in Rheinland-Pfalz
Da das Jagdwesen unter die konkurrierende Gesetz-
gebung des Art. 74 Abs. 1 Nr. 28 GG fällt, gilt die bun-
desrechtliche Neuregelung derzeit auch unmittelbar in
Rheinland-Pfalz. Das Land verfolgt allerdings das Ziel
einer künftigen Integration in das Landesjagdgesetz
und kann dabei vom geltenden BJagdG durchaus ab-
weichen. Das Landesjagdgesetz vom 09.07.2025, wel-
ches am 01.04.2027 in Kraft tritt, muss in jedem Fall 
angepasst werden. § 8 verweist auf die Vorschrift des 
§ 45a BNatSchG, die mit dem Änderungsgesetz auf
Bundesebene ersatzlos aufgehoben wurde.

Als Zwischenschritt hat das zuständige Ministe-
rium mit Schreiben vom 06.05.2026 an die unteren
Jagdbehörden und an die Forstämter Vollzugshinweise
zur Auslegung und Anwendung der BJagdG-Regelun-
gen in Rheinland-Pfalz veröffentlicht. Das im Jahr 2021

gegründete Koordinationszentrum Luchs und Wolf
(KLUWO) mit Sitz in Trippstadt nimmt zentrale Auf-
gaben im Bereich der praktischen Umsetzung wahr.
Ferner werden Vorgaben zum zumutbaren Herden-
schutz nach § 22d Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 BJagdG getroffen.

Eckpunkte einer Bejagung von Wölfen
Deutschland hat am 13.10.2025 einen günstigen Erhal-
tungszustand des Wolfs in der kontinentalen Region, zu
der auch Rheinland-Pfalz zählt, an die EU-Kommissi-
on gemeldet. Ein günstiger Erhaltungszustand gilt als
Voraussetzung für seine Bejagung. Bei allen Maßnah-
men ist zwingend, dass dieser günstige Erhaltungszu-
stand auch in der Zukunft erhalten bleibt.

Mit der Änderung von § 2 Abs. 1 Nr. 1 BJagdG
wird der Wolf in den Katalog der Tierarten, die dem
Jagdrecht unterliegen (Wild), aufgenommen. Mit dem
Jagdrecht ist die Pflicht zur Hege verbunden. Der Wolf
unterliegt dem Aneignungsrecht des Jagdausübungsbe-
rechtigten. Für das Antragen des Fangschusses ist eine
artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung nicht mehr
erforderlich; § 34 LJG findet Anwendung.

Die unteren Jagdbehörden sind nach dem BJagdG
für die im Zusammenhang mit dem Wolf stehenden
Aufgaben zuständig. Es ist davon auszugehen, dass der
Landesgesetzgeber eine abweichende Zuständigkeits-
regelung (obere oder oberste Jagdbehörde) treffen
wird.

Im V. Abschnitt des BJagdG erfolgt die Einfügung
eines neuen Unterabschnitts „Zusätzliche Regelungen
für die Tierart Wolf“. Soweit die §§ 22b bis 22f BJagdG
gegenüber den Vorschriften des BNatSchG konfli-
gierende Bestimmungen vorsehen, gehen die Regelun-
gen des BJagdG den Regelungen des BNatschG als
speziellere Regelungen vor (vgl. § 37 Abs. 2 Satz 1 
BNatSchG).

§ 43 BJagdG normiert eine Berichtspflicht zur
Anwendung der §§ 22b bis 22d BJagdG bis spätestens
31.12.2030 und danach jeweils im Abstand von fünf
Jahren. Der Bericht soll Angaben darüber enthalten,
ob sich die Regelungen bewährt haben und weiter er-
forderlich sind. Der Bericht soll ferner Vorschläge für
ggf. notwendige Anpassungen enthalten.

Bejagung im Rahmen eines revierübergreifenden
Managementplans
Nach dem Regelungsregime des Art. 14 FFH-Richtli-
nie ist das Management einer Art möglich, wenn sich
die Art in einem günstigen Erhaltungszustand befindet.

Gemeindewald

Möglichkeiten der Bejagung von Wölfen
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§ 22d Abs. 2 BJagdG sieht in diesem Fall vor, dass die
zuständige Behörde einen revierübergreifenden Mana-
gementplan aufzustellen hat. Dieser ist darauf auszu-
richten, die Vereinbarkeit der Jagd mit der Aufrechter-
haltung eines günstigen Erhaltungszustands zu gewähr-
leisten. Der Managementplan wird bei Bedarf von der
zuständigen Behörde überprüft und aktualisiert. Ist ein
Managementplan erstellt worden, darf die Jagd auf den
Wolf jeweils vom 1. Juli bis 31. Oktober ausgeübt wer-
den. Weitergehende inhaltliche Vorgaben für den Ma-
nagementplan nimmt das BJagdG nicht vor. § 22d Abs. 6
BJagdG beinhaltet eine diesbezügliche Verordnungser-
mächtigung.

Soweit ein revierübergreifender Management-
plan eine militärisch genutzte Fläche des Bundes oder
eine Fläche des Nationalen Naturerbes im Eigentum
des Bundes betrifft, ist er im Einvernehmen mit den zu-
ständigen Dienststellen der Bundeswehr und der Bun-
desanstalt für Immobilienaufgaben aufzustellen. Dies
vor dem Hintergrund, dass es sich bei den betreffenden
Flächen im Regelfall um militärische Sperrgebiete han-
delt. Sie umfassen nach der Gesetzesbegründung rund
1,5% der Gesamtfläche Deutschlands, beherbergen aber
rund 16% des Wolfsvorkommens Deutschlands (Stand:
2023/24).

§ 22d Abs. 2 Satz 6 BJagdG regelt, dass Wider-
spruch und Anfechtungsklage gegen einen revierüber-
greifenden Managementplan keine aufschiebende Wir-
kung haben. Auf diesem Wege wird sichergestellt, dass
ein erstmalig erstellter oder geänderter revierübergrei-
fender Managementplan sofort vollziehbar ist. Ande-
renfalls könnte ein revierübergreifender Management-
plan, der regelmäßig für eine Vielzahl von Revieren
gilt, durch einen einzigen Widerspruch oder eine An-
fechtungsklage gänzlich ausgehebelt und die gesamte
Jagdausübung während der Jagdzeit unterbunden wer-
den.

Nach den Vollzugshinweisen vom 06.05.2026 wird
die Aufstellung von Managementplänen für einzelne
Landkreise, wie sie nach den Bestimmungen des BJagdG
grundsätzlich möglich wäre, für Rheinland-Pfalz als
weder notwendig noch sachgerecht erachtet. Hiervon
wird nachdrücklich abgeraten. Innerhalb einer biogeo-
graphischen Region bedürfen die Managementpläne
einer Abstimmung, um den günstigen Erhaltungszu-
stand nachhaltig zu gewährleisten. Vor diesem Hinter-
grund hat der Bundestag die Bundesregierung aufge-
fordert (BR-Drs. 117/26), mit den Ländern gemein-
same Leitlinien für die Erstellung der revierübergrei-
fenden Managementpläne aufzustellen.

Bild: © Michal Frdas Martinek - stock.adobe.com 
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Bejagung von sog. Problemwölfen
Die Bejagung von besonders gefährlichen oder scha-
densstiftenden Wölfen (sog. Problemwölfe) ist gemäß 
§ 22d Abs. 2 Satz 5 BJagdG auch bereits vor der Auf-
stellung eines revierübergreifenden Managementplans
möglich, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 3 vor-
liegen. Gleiches gilt nach seiner Aufstellung während
der Schonzeit.

Ist ein Schaden an einem nicht wildlebenden Tier
eingetreten, so ist gemäß § 22d Abs. 3 Satz 2 BJagdG
die Jagd auf den Wolf zur Abwendung wirtschaftlicher
Schäden auch ohne Genehmigung der zuständigen
Behörde zulässig. Bei den wirtschaftlichen Schäden
muss es sich nicht um ernste oder erhebliche wirt-
schaftliche Schäden handeln. Ein nicht unerheblicher
Schaden eines einzelnen Betriebes ist nach der Geset-
zesbegründung ausreichend, wobei der Schaden nicht
nur geringfügig sein darf.

Die erforderlichen gesetzlichen Voraussetzungen,
nämlich dass ein Wolfsriss vorliegt, der trotz geeigneter
Herdenschutzmaßnahmen eingetreten ist, wird von ei-
nem von der zuständigen Behörde oder dem Land be-
stellten Sachverständigen für Wolfsrisse festgestellt.
Dies erfolgt auf Basis objektiv belegbarer Fakten. Die
Feststellung hat amtlichen Charakter, denn sie löst die
Rechtsfolge aus, dass in der betreffenden Region ein
oder mehrere Wölfe bejagt und erlegt werden dürfen.

Eine Identifizierung des ursächlichen Wolfs und
eine Beschränkung der Bejagung auf dieses Tier wird
nicht vorgeschrieben. Die Erlegung eines ganzen Ru-
dels ist durch die Regelung nicht gedeckt; sie ist aus-
drücklich einer behördlichen Anordnung nach 22d
Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BJagdG vorbehalten.

§ 22d Abs. 3 Satz 3 BJagdG stellt klar, dass die
Jagd nur in dem konkret geregelten räumlichen und
zeitlichen Bezug zum jeweiligen Rissgeschehen eröff-
net wird. Es geht um einen Radius von nicht mehr als
20 km um den festgestellten Schadensort und um ei-
nen Zeitraum nicht länger als sechs Wochen nach dem
festgestellten Schaden. Die Freigabe zur Erlegung en-
det ohne weitere Veranlassung, sobald ein Wolf erlegt
ist. Wenn ein weiterer, neuer Riss auftritt, kann ggf. ein
weiterer Wolf erlegt werden.

Ablaufschritte bei sog. Problemwölfen in 
Rheinland-Pfalz

• Tierhalter melden Nutztierriss an KLUWO.

• KLUWO begutachtet den Riss: Wolf als Verur-
sacher? Wurden zumutbare Herdenschutzmaß-
nahmen überwunden (Zaunhöhe 105 cm)?

• KLUWO informiert untere Jagdbehörde.

• Untere Jagdbehörde informiert Jagdausübungs-
berechtigten zwecks Freigabe der Bejagung
(keine formelle Genehmigung erforderlich).

• Freigabe für den betroffenen Jagdbezirk und
angrenzende Jagdbezirke; Zeitraum sechs Wo-
chen.

• Ende der Bejagung, sobald ein Wolf erlegt wur-
de (Kommunikation in Echtzeit zwischen Jagd-
ausübungsberechtigten und unterer Jagdbehör-
de).

Darüber hinaus ist die Bejagung des Wolfs mit Geneh-
migung der zuständigen Jagdbehörde, insbesondere im
Interesse der Gesundheit des Menschen oder der öf-
fentlichen Sicherheit, zulässig. Die untere Jagdbehörde
kann gemäß § 22d Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BJagdG anord-
nen, dass der Jagdausübungsberechtigte die Jagd auf
den Wolf auszuüben hat. Der Jagdausübungsberechtigte
hat die Möglichkeit, einen Dritten zu beauftragen.
Kommt der Jagdausübungsberechtigte der behörd-
lichen Anordnung nicht nach, hat er die Jagdausübung
durch einen Dritten zu dulden.

Dr. Stefan Schaefer,
Referent im Gemeinde- und Städtebund 
Rheinland-Pfalz

Das zuständige Ministerium des Landes Rhein-
land-Pfalz empfiehlt in seinen Vollzugshinweisen vom
06.05.2026, dass die untere Jagdbehörde von § 22d Abs. 3
Satz 4 BJagdG Gebrauch macht und eine Abweichung
von dem vom Bundesgesetzgeber vorgesehenen 20 km
Radius vornimmt. Ein Radius von 20 km umfasst etwa
125.664 ha, rund 251 Jagdbezirke (Ø 500 ha) sowie ca.
fünf Wolfsreviere (Ø 25.000 ha).

Ein derart großer Radius ist nach Auffassung des
Ministeriums ungeeignet, um gezielt den schadensver-
ursachenden Wolf zu entnehmen, und führt zu erhebli-
chem bürokratischen Aufwand für die unteren Jagd-
behörden. Die Freigabefläche soll stattdessen auf den
betroffenen Jagdbezirk und die angrenzenden Jagdbe-
zirke begrenzt werden. Die Dauer der Freigabe von
sechs Wochen erscheint hingegen sachgerecht.

Bild: © MICHAEL CUMMINGS - stock.adobe.com


